
Proz. Nr. 1A.56/2006 und 1P.160/2006
Schulgemeinde Lindau gegen TDC Switzerland AG, Baukommission der Gemeinde Lindau und Baurekurskommision III des Kantons Zürich
Verwaltungsgerichtsbeschwerde und staatsrechtliche Beschwerde vom 16.3.2006 betr. Mobilfunkanlage 


Sehr geehrte Damen und Herren 

Innert freundlicherweise erstreckter Frist repliziere ich: 

1.
Anlagegrenzwertüberschreitungen gemäss NISV

Die Sendeleistung der Mobilfunkstationen kann vom Netzbetreiber mittels Fernsteuerung reguliert werden, allerdings nur bis zur Maximalleistung der verwendeten Senderendstufen (BGE 128 II 378). Ist die im Standortdatenblatt deklarierte ERP - wie vorliegend - niedriger als die maximale Strahlungsleistung der Anlage, so besteht keine Gewähr dafür, dass die Grenzwerte im Betrieb tatsächlich eingehalten werden, da die Strahlungsleistung jederzeit mittels Fernsteuerung durch die Mobilfunkbetreiberin erhöht werden kann. Die Anwohner von Mobilfunkanlagen haben jedoch ein schutzwürdiges Interesse daran, dass die Einhaltung der NISV-Grenzwerte durch objektive und überprüfbare bauliche Vorkehrungen gewährleistet wird (vgl. zum Ganzen BGE 1A.160/2004).

Im vorliegenden Standortdatenblatt wird entgegen BGE 1A.160/2004 nicht anhand der Maximalleistungen der Senderendstufen gerechnet. Eine blosse „Heilung“ des Baugesuches kommt nicht in Frage, da bei einer wahrheitsgemässen Deklaration der Sendeleistungen die Feldstärken um ein Vielfaches höher ausfallen werden und demnach der Einspracheradius um ein Mehrfaches grösser wird. Der neuen Ausschreibung sind die technischen Daten der Senderendstufen, der Antennengewinne und der Kabelverluste, inklusive überprüfbare Quellen und Berechnungen beizulegen. Das Standortdatenblatt muss die aktuellen und geplanten technischen und betrieblichen Daten der Anlage enthalten, soweit sie für die Erzeugung von Strahlung massgebend sind, sowie Angaben über die von der Anlage erzeugte Strahlung (Art. 11 Abs. 2 lit. a und c NISV). Genügt ein Standortdatenblatt – wie vorliegend - diesen gesetzlichen Anforderungen nicht, ist die Baubewilligung zu verweigern. 

Wird bei den technischen Daten der Anlage ein Winkelbereich anstatt eines fixen Winkels für die vertikale Senderichtung eingetragen, muss die NIS-Berechnung unter Zugrundelegung der bezüglich der NIS-Belastung ungünstigsten Senderichtung innerhalb des gewählten Winkelbereichs erfolgen (Vollzugsempfehlung Ziff. 2.1.6 S. 18), d.h. i.d.R. mit dem steilsten Winkel. Nur so kann sichergestellt werden, dass der Anlagegrenzwert in allen bewilligten Einstellungen der Anlage eingehalten wird (BGE 1A.116/2005; 1A.120/2005).

Der mechanische und der elektrische Neigungswinkel müssen folglich fixiert werden (BGE 1A.116/2005; 1A.120/2005). Aus dem Standortdatenblatt geht nicht hervor, wie und ob der mechanische und elektrische Neigungswinkel fixiert wird bzw. ist. Aufgrund dieser fehlenden Fixierung wird der  Anlagegrenzwert gemäss NISV (Anhang I Ziff. 64) massiv überschritten. 

Aufgrund der Anlagegrenzwertüberschreitungen gemäss NISV erweist sich die Mobilfunkanlage als rechtswidrig - die Mobilfunkanlage ist nicht bewilligungsfähig. 

Selbst wenn man die von der Baugesuchstellerin deklarierte Sendeleistung als maximal mögliche Leistung anerkennen würde, ergäben sich an diversen OMEN respektable Grenzwertüberschreitungen. Dies, weil im Standortdatenblatt die maximal möglichen Electrical-Tilts nicht deklariert sind.


2.
Urteil des Verwaltungsgerichts Zürich vom 8. Februar 2006 (VB.2006.00001)

a)
Rechtswidriges Vorgehen während der einjährigen Übergangsphase

Mit dem vom BAFU am 16. Januar 2006 in einem unverbindlichen „Rundschreiben“ vorgestellten QS-System (http://www.umwelt-schweiz.ch/imperia/md/content/luft/nis/
vorschriften/bafu-rundschreiben-qs.pdf) wird der bundesgerichtlichen Rechtsprechung - auch hinsichtlich der per Fernsteuerung einstellbaren Senderichtung der Antennen ("tilts") - offensichtlich nicht entsprochen. Vielmehr wird mit dem QS-System gerade Gegenteiliges beabsichtigt: Das Recht soll sich vor der von den Mobilfunkbetreiberinnen hergestellten und selbstkontrollierten „Wirklichkeit“ verbeugen. Dies geht nicht an, denn die NISV sieht nicht ein Selbstkontrollsystem  vor,  sondern  ein staatliches Kontrollsystem, gestützt auf mehr oder minder klare  Verordnungsbestimmungen und (wenn auch viel zu hohe) Grenzwerte. 


Das Verwaltungsgericht Zürich hat in seinem Entscheid vom 8. Februar 2006 (VB.2006.00001, www.vgrzh.ch) in Erw. 3.1 und 3.3 insoweit richtig ausgeführt:

„Das Bundesgericht hat wiederholt festgehalten, dass die im Standortdatenblatt deklarierte äquivalente Strahlungsleistung (ERP) überprüfbar sein muss; massgeblich ist dabei grundsätzlich die aufgrund der Hardwarekonfiguration der Anlage mögliche maximale ERP, das heisst die Sendeleistung bei Maximalleistung der vorgesehenen Senderendstufen und nicht ein tieferer, durch Fernsteuerung einstellbarer Wert (BGE 128 II 378 E.4 S.379 ff.; BGr, 10. März 2005, 1A.160/2004, E.3.3, www.bger.ch). Entsprechendes muss gelten für die ferngesteuert oder manuell einstellbare Senderichtung der Antennen (vgl. VGr LU, 18. August 2005, V 04 374, E. 9, www.lu.ch/gerichte/rechtsprechung). (...). Das System wurde jedoch noch von keinem Netzbetreiber realisiert, und das während der Übergangsphase vorgesehene Vorgehen bietet nicht dieselben Sicherheiten wie das betriebsfertige System. Zwar sollen bereits in der Übergangsphase die Daten der neuen Anlagen detailliert dokumentiert werden, doch bestehen offenbar noch keine automatisierten Überprüfungsroutinen, und eine Auditierung durch unabhängige, externe Prüfstellen ist noch nicht vorgesehen. Damit ist noch nicht deutlich, welche Sicherheiten die Netzbetreiber für das Einhalten der Sendeleistung während der Übergangsphase bieten.“

Im weiteren wird in Erw. 3.2 vom Verwaltungsgericht Zürich zutreffend folgendes festgehalten: 

„Mit einem Rundschreiben vom 16. Januar 2006 stellte das BAFU ein neues Qualitätssicherungssystem vor, welches ermöglichen soll, die Einstellung aller Parameter, welche die effektiv eingestellte ERP beeinflussen, zu überprüfen (Bundesamt für Umwelt, Rundschreiben Qualitätssicherung zur Einhaltung der Grenzwerte der NISV bei Basisstationen für Mobilfunk und drahtlose Teilnehmeranschlüsse, 16. Januar 2006). Kernstück des Systems ist eine Datenbank, in welcher sämtliche Hardware-Komponenten und Geräteeinstellungen, welche die ERP und die Senderichtungen beeinflussen, erfasst und laufend aktualisiert werden. Das System soll über eine automatisierte Überprüfungsroutine verfügen, welche einmal pro Arbeitstag die effektiv eingestellten ERP und Senderichtungen aller Antennen mit den bewilligten Werten vergleicht. Auch ist vorgesehen, dass es von einer unabhängigen, externen Prüfstelle periodisch auditiert wird.“

Aus obigen Erwägungen erhellt, dass das QS-System - trotz externer nicht näher bezeichneter „Prüfstelle“ - faktisch und überwiegend auf einer Art Selbstkontrolle durch die Mobilfunkbetreiber basiert. Dies widerspricht den Bundesgerichtsurteilen 1A.160/2004 und 128 II 378, weil das QS-System weder objektiv noch überprüfbar ist. Zudem genügt eine einzige Kontrolle pro Arbeitstag bei weitem nicht, denn im Laufe eines Tages  ändern sich die Emissionen je nach Tageszeit, Wetter usw. sehr erheblich. Zu gewissen Zeiten sind die Emissionen um ein Mehrfaches höher als zu anderen Zeiten. Dass die Mobilfunkbetreiberinnen jene Zeiten auswählen werden, in welchen nicht eine Spitzenbelastung zu eruieren ist, liegt auf der Hand. Vielmehr werden sie alles daran setzen, dass  bei möglichst niedriger Strahlung kontrolliert wird. Auch deshalb ist es notwendig, mit einer Hardware-Lösung und mechanisch die Einhaltung der Grenzwerte zu sichern und nicht mit einer Selbstkontroll-Lösung.  

Die im Urteil VB.2006.00001 streitige Baubewilligung wurde daher vom Verwaltungsgericht Zürich richtigerweise aufgehoben. Die vorliegend streitige Mobilfunkanlage muss daher aus denselben Gründen  abgelehnt werden: Das QS-System wurde noch von keinem Netzbetreiber realisiert, und das während der Übergangsphase vorgesehene Vorgehen bietet nicht dieselben Sicherheiten wie das betriebsfertige System. Zwar sollen bereits in der Übergangsphase die Daten der neuen Anlagen detailliert dokumentiert werden, doch bestehen offenbar noch keine automatisierten Überprüfungsroutinen, und eine Auditierung durch unabhängige, externe Prüfstellen ist noch nicht vorgesehen. Damit ist noch nicht deutlich, welche Sicherheiten der Netzbetreiber für das Einhalten der Sendeleistung während der Übergangsphase bietet (vgl. Urteil VGr. ZH vom 8. Februar 2006, VB.2006.00001, E. 3.3). Das Vorgehen während der Übergangsphase verstösst somit bei näherer Betrachtung gegen das Vorsorgeprinzip (Art. 74 Abs. 2 BV).

Daraus ergibt sich, dass die umstrittene Mobilfunkanlage nicht bewilligungsfähig ist, da ohne QS-System mit Bestimmtheit die Einhaltung der NISV-Grenzwerte durch objektive und überprüfbare bauliche Vorkehrungen nicht gewährleistet wird bzw. überhaupt nicht gewährleistet werden kann. Argumente wie „Kontroll- oder Abnahmemessungen“ gehen im Lichte des Bundesgerichtsurteils 1A.160/2004 offensichtlich ins Leere. Somit sind Überschreitungen der in Anwendung des Vorsorgeprinzips erlassenen, wenn auch ungenügenden, NISV-Grenzwerte, nach wie vor wahrscheinlich, sicher aber möglich. 

Das QS-System selbst erbringt den Beweis, dass eine Mobilfunkanlage Strahlung abgibt,  die regelmässig die NISV-Grenzwerte überschreitet, da mittels QS-System NISV-Grenzwertüberschreitungen von 24 Stunden und länger (immer noch) möglich sein werden. Ohne QS-System bietet der Netzbetreiber überhaupt keine Sicherheiten für das Einhalten der Sendeleistung, mit dem QS-System wird lediglich die innerbetriebliche Selbstkontrolle ein wenig verbessert. Für die Anwohnerinnen und Anwohner nützt dies jedoch wenig. Sie sind nach wie vor nicht sicher, dass die Grenzwerte nicht überschritten werden. Es ist dasselbe wie mit den Tempolimiten: Es genügt nicht dass sich die Verkehrsteilnehmer etwas besser  zu kontrollieren beabsichtigen, indem sie sich bereit erklären, vermehrt auf den Tacho zu schauen. Vielmehr braucht es die Kontrollen der Polizei um zu gewährleisten, dass die geltenden Limiten auch tatsächlich eingehalten werden. Die personell völlig unterdotierten Behörden für die NIS-Kontrollen können unmöglich mehrere tausend Mobilfunkanlagen ständig überprüfen. Nur eine amtlich kontrollierte Hardware-Lösung ohne elektronische Verstellmöglichkeiten bietet Gewähr dafür, dass die Grenzwerte nicht bloss auf dem Papier existieren, sondern tatsächlich eingehalten werden. Diese Auffassung wird auch von namhaften unabhängigen Fachleuten geteilt, wie die beigelegten Internet-Ausdrucke belegen.

Beweisantrag: 
4 Internet-Ausdrucke ab www.gigaherz.ch:



- Wann zerplatzt die QS-Seifenblase? (Hans-U. Jakob, 23.8.06)



(Beilage 1)
  


- „Verstehen Sie Spass?“ mit dem Bundesgericht (Hans-U. Jakob, 


20.7.06) (Beilage 2)



- Nachhilfeunterricht für die Justiz-, Gemeinde- und Kirchendirektion 


des Kantons Bern (J. S., 21.3.06) (Beilage 3) 






- Retourkutsche oder Mistkarren? (Hans-U. Jakob, 17.1.06) (Beilage 4)




Bereits jetzt besteht ein riesiges Vollzugsdefizit im Bereich der NISV-Anlagegrenzwerte. Dieses darf nicht noch vorsätzlich vergrössert werden, indem Vorschläge wie das QS-System akzeptiert werden. Vielmehr muss wenigstens von der einzig dem Recht verpflichteten Justiz her alles unternommen werden, dass die (viel zu hohen) NISV-Grenzwerte sicher und jederzeit eingehalten werden von der Beschwerdegegnerin und den übrigen Mobilfunkbetreiberinnen. Dies gebietet überdies auch das in Art. 74 Abs. 2 BV klar verankerte Vorsorgeprinzip. Vorsorge nützt nichts wenn sie bloss nach den Parametern der Mobilfunkfirmen betrieben wird. Die Oeffentlichkeit hat ein Recht darauf, dass die Gesundheit tatsächlich geschützt wird und der Gesundheitsschutz nicht der Selbstkontrolle von Firmen überlassen bleibt, welche die Gesundheit der ganzen Bevölkerung bereits äusserst erheblich gefährdet und beeinträchtigt haben.    

b)
Rechtswidriges QS-System 

ba)
Sachliche und funktionelle Unzuständigkeit des BAFU

Das BAFU ist nicht Gesetzes- oder Verordnungsgeber. Für Verordnungen ist der Bundesrat zuständig, für Gesetze das Parlament und das Volk. Das BAFU ist folglich in sachlicher und funktioneller Hinsicht nicht zuständig im Bereich der Verordnungsgebung. Derart wichtige Grundsatzfragen wie im BAFU-Rundschreiben gehören mindestens auf die Verordnungsebene. Das BAFU-Rundschreiben hat demgemäss lediglich den Wert einer Meinungsäusserung (vgl. Ulrich Häfelin / Georg Müller, Allgemeines Verwaltungsrecht, 4. Aufl., Zürich/Basel/Genf 2002, Rz. 961 ff.).

bb)
Ungenügende Bestimmtheit des BAFU-Rundschreibens bzw. des QS-Systems


Das BAFU-Rundschreiben widerspricht höherrangigem Gesetzes- und Verfassungsrecht, namentlich Art. 74 Abs. 2 BV. Das QS-System samt Prüfstelle existiert bis heute nicht. Das BAFU-Rundschreiben ist zu ungenügend bestimmt, als dass es zur Umsetzung des Vorsorgeprinzips dienen könnte. Es ist nicht ersichtlich und nachvollziehbar, was z. B. die externe und unabhängige Prüfstelle genau ist und woraus sie besteht. Auch die technischen Details der „Software“ sind völlig unbekannt.

bc)
Verstoss gegen das Willkürverbot (Art. 9 BV)

Bewilligte Sendeleistungen dürfen gar nie überschritten werden und können nicht "behoben" werden - nicht während einer Minute und auch nicht während 24 Stunden. Mit dem QS-System darf man bewilligte Sendeleistungen im nachhinein überschreiten. Auf diese Weise wird die Bewilligung praktisch überflüssig. Die Grenzwerte im Gesetz würden genügen. Dies  ist ein innerer und unauflösbarer Widerspruch, ein Verstoss  gegen  das Willkürverbot (Art. 9 BV). Das QS-System gemäss unverbindlichem BAFU-Rundschreiben ist somit offensichtlich willkürlich, aber auch NISV-, USG-, verfassungs- und EMRK-widrig. 

bd)
Verletzung des Vorsorgeprinzip gemäss Art. 74 Abs. 2 BV / Überschreitung der NISV-Grenzwerte 

Das vom BAFU am 16. Januar 2006 vorgestellte, noch inexistente QS-System ist in höchstem Masse rechtswidrig, da es offensichtlich gegen das Vorsorgeprinzip (Art. 74 Abs. 2 BV) verstösst: Das QS-System lässt NISV-Grenzwertüberschreitungen während 24 Stunden oder gar länger zu, da Überschreitungen der bewilligten Sendeleistungen innerhalb von 24 Stunden oder gar länger „behoben“ werden sollen. Dies ist jedoch stets zwangsläufig mit Anlagegrenzwertüberschreitungen gemäss NISV verbunden. Dies ist rechtswidrig, weil es die NISV verletzt und zeitgleich auch das Vorsorgeprinzip, weil die NISV-Anlagegrenzwerte das Vorsorgeprinzip verkörpern. Das BAFU schlägt also zugunsten der Mobilfunkbetreiberinnen ein System vor, welches die bundesrätliche NISV gezielt unterläuft. 

Überschreitungen der NISV-Anlagegrenzwerte sind rechtswidrig und verstossen gegen das Vorsorgeprinzip, weil die NISV-Anlagegrenzwerte ein – wenn auch ungenügender  - Ausfluss des Vorsorgeprinzips sind.  Mit dem QS-System würden künftig NISV-Grenzwertüberschreitungen von 24 Stunden oder gar länger möglich sein, vom BAFU zugelassen und gar gefordert. NISV-Grenzwertüberschreitungen sind jedoch, wie bereits erwähnt, rechtswidrig und verletzen namentlich das Vorsorgeprinzip (Art. 74 Abs. 2 BV).

In Art. 74 Abs. 2 BV wird das Vorsorgeprinzip, wie es gemäss Art. 1 Abs. 1 USG verwirklicht werden soll (vgl. Pierre Tschannen, Kommentar USG, Art. 1, Rz. 2), wie folgt umschrieben:

"Im Sinne der Vorsorge sind Einwirkungen, die schädlich oder lästig werden könnten, frühzeitig zu begrenzen."

Eine Vermeidung von Umweltbelastungen - das vorrangige Ziel des Vorsorgeprinzips - ist nur an der Quelle möglich. Dies gilt insbesondere für den Immissionsschutz, wo eine andere Art echter Vorsorge gar nicht denkbar ist (vgl. Rausch / Marti / Griffel, Umweltrecht, Zürich 2004, 4. Aufl., Rz. 173 ff.). Dementsprechend statuiert Art. 11 Abs. 1 USG folgenden Grundsatz:

"Luftverunreinigungen, Lärm, Erschütterungen und Strahlen werden durch Massnahmen bei der Quelle begrenzt (Emissionsbegrenzungen)."

In Art. 11 Abs. 2 USG findet die vorsorgliche Emissionsbegrenzung wie folgt Erwähnung:

"Unabhängig von der bestehenden Umweltbelastung sind Emissionen im Rahmen der Vorsorge so weit zu begrenzen, als dies technisch und betrieblich möglich und wirtschaftlich tragbar ist."

Für die Bereiche Luftreinhaltung und nichtionisierende Strahlen hat der Bundesrat die vorsorgliche Emissionsbegrenzung durch Verordnungen im Sinne von Art. 12 Abs. 2 USG näher konkretisiert. Die vorliegend einschlägige Verordnung über den Schutz vor nichtionisierender Strahlung (NISV) definiert in Anhang 1 Anlagegrenzwerte, welche die von einer Anlage allein erzeugte Strahlung begrenzen (Art. 3 Abs. 6 NISV). Wenigstens diese minimalen und zu hohen Grenzwerte müssen ohne jeden Zweifel eingehalten werden.  

be)
Vorsorgeprinzip als Entscheidungsregel für den Fall der Unsicherheit / Umkehr der Beweislast

Das Vorsorgeprinzip ist eine Entscheidungsregel für den Fall der Unsicherheit. Dabei erweist es sich als Ausdruck einer grundsätzlichen Strategie, wie mit dem Risiko bzw. mit der Ungewissheit rechtlich umgegangen werden soll (vgl. Rausch / Marti / Griffel, Umweltrecht, Zürich 2004, Rz. 46). 

Gemäss Vorsorgeprinzip muss die Schädlichkeit oder Gefährlichkeit eines bestimmten Verhaltens bzw. einer bestimmten Situation nicht mit naturwissenschaftlicher Genauigkeit erwiesen sein, um rechtliche Folgen zu haben. Ebenso wenig muss die Notwendigkeit oder Wirksamkeit einer entsprechenden Massnahme strikt nachgewiesen sein (vgl. Rausch / Marti / Griffel, Umweltrecht, Zürich 2004, Rz. 47). Art. 1 Abs. 2 USG verlangt jedoch eine frühzeitige Begrenzung von Einwirkungen bereits dann, wenn diese schädlich oder lästig werden "könnten". Es genügt also eine einigermassen reelle, plausible, auf Erfahrungswerte gestützte Wahrscheinlichkeit. Dabei ist im Zweifelsfall auf das pessimistischere Szenario abzustellen ("in dubio pro securitate"; vgl. Alain Griffel, Die Grundprinzipien des schweizerischen Umweltrechts, Zürich 2001, Rz. 76; Pierre Tschannen , Kommentar USG, Art. 1 Rz. 33). Prozessual wirkt sich dies in konkreten Einzelfällen auf die Verteilung der Beweislast aus. Sobald die Schwelle der hinreichenden Wahrscheinlichkeit überschritten ist, tritt eine Vermutung der Schädlichkeit bzw. Gefährlichkeit ein. 

Gemäss Botschaft zu Art. 24septies aBV sind schädliche Einwirkungen solche, die die physische oder psychische Gesundheit des Menschen schädigen. Massgebend ist der Gesundheitsbegriff der WHO. Danach ist Gesundheit "ein Zustand des vollständigen körperlichen, geistigen und sozialen Wohlergehens und nicht nur das Fehlen von Krankheit oder Gebrechen" (vgl. die Präambel zur Verfassung der Weltgesundheitsorganisation vom 22.7.1946, für die Schweiz in Kraft getreten am 7. April 1948, SR 0.810.1; siehe hierzu auch André Schrade/Theo Loretan, Kommentar USG (FN 13), Art. 14, Rz. 22). Folglich will das Gesetz auch bloss lästige Einwirkungen bekämpft wissen. Damit sollen Störungen des Wohlbefindens verhindert werden. Wohlbefinden meint einen Zustand körperlichen und seelischen Gleichgewichts; wohl befindet sich, wer Leistungsfähigkeit, Lebensfreude und das Gefühl von Ungestörtheit erfährt (vgl. Botschaft Art. 24septies (FN 95), 776; Thomas Fleiner 1975 (FN 95), Rz. 70; Pierre Tschannen, Kommentar USG (FN 13), Art. 1, Rz. 18 f.; André Schrade/Theo Loretan, Kommentar USG (FN 13), Art. 14, Rz. 22 und 24). Das Wohlbefinden fungiert z.B. als Kriterium zur Begrenzung von Lärm, Erschütterungen und Geruchsimmissionen (vgl. Art. 14 Bst. b, Art. 15 USG).

Die neue, von den höheren Gerichten soweit ersichtlich noch nicht beurteilte Hutter-Kundi Studie(abrufbar unter http://www.kombas.ch/gesundheit/studienaz/00000097ec08acd01.html;  vgl. auch Videobeitrag zur Naila-Studie (Das Handy macht krank!) unter  http://www.youtube.com/watch?v=IpNT_gSUfDM) widerlegt in wissenschaftlich-methodischer rechtsgenüglicher Art und Weise dass die Gesundheit durch die Mobilfunkstrahlung keinen Schaden nimmt. Die Hutter-Kundi Studie kommt zum/r folgenden Ergebnis/Folgerung: Obwohl der Einfluss von Störfaktoren einschliesslich Angst vor schädlichen Auswirkungen durch die Exposition gegenüber elektromagnetischer Hochfrequenzstrahlung infolge von Basisstationen berücksichtigt wurde, ergab sich ein signifikanter Zusammenhang einiger Symptome mit der gemessenen Strahlungsdichte, am deutlichsten bei den Kopfschmerzen. Trotz der sehr niedrigen Exposition gegenüber elektromagnetischer Hochfrequenzstrahlung können Auswirkungen auf Wohlbefinden und Leistungsfähigkeit nicht ausgeschlossen werden, wie auch neuere experimentelle Ergebnisse zeigen.

Somit ist in rechtsgenüglicher Art und Weise erwiesen, dass die Mobilfunkstrahlung zweifellos lästige Einwirkungen zur Folge hat und das Wohlbefinden in Form von Leistungsfähigkeit, Lebensfreude und das Gefühl von Ungestörtheit (keine Kopfschmerzen etc.) stark beeinträchtigt. Die Schwelle der hinreichenden Wahrscheinlichkeit der Gesundheitsschädigung und der Beeinträchtigung des Wohlbefindens ist überschritten. Es tritt folglich eine Vermutung der Schädlichkeit bzw. Gefährlichkeit ein. 

Dementsprechend verschiebt sich vorliegend die objektive Beweislast, d.h. das Risiko der Beweislosigkeit auf die Mobilfunkbetreiberin. Diese ist gezwungen, den Nachweis der Ungefährlichkeit bzw. Unschädlichkeit zu erbringen (vgl. Rausch / Marti / Griffel, Umweltrecht, Zürich 2004, Rz. 48). Vorliegend wurde der Nachweis der Ungefährlichkeit bzw. Unschädlichkeit nicht in rechtsgenüglicher Weise erbracht. 

Darüber hinaus kann der Nachweis der Ungefährlichkeit bzw. Unschädlichkeit gar nicht erbracht werden, da bei NISV-Anlagegrenzwertüberschreitungen mittels QS-System die Schädlichkeit der Mobilfunkstrahlung systemimmanent vorprogrammiert ist.

Eine „Vermutung der Schädlichkeit bzw. Gefährlichkeit“ der Mobilfunkstrahlung ist bei NISV-Grenzwertüberschreitungen während 24 Stunden oder gar länger mit Bestimmtheit gegeben (in dubio pro securitate). Folglich ist die Schädlichkeit bzw. Gefährlichkeit der Mobilfunkstrahlung bei NISV-Grenzwertüberschreitungen eine unwiderlegbare Tatsache, die gegen das Vorsorgeprinzip verstösst.

Das QS-System erbringt den Beweis, dass die streitige Mobilfunkanlage Strahlung abgeben würde, die regelmässig die NISV-Grenzwerte überschreitet, da mittels QS-System NISV-Grenzwertüberschreitungen von 24 Stunden und länger möglich sein werden. Ohne QS-System bietet der Netzbetreiber überhaupt keine Sicherheiten für das Einhalten der Sendeleistung. Die streitige Mobilfunkanlage gibt daher mit Bestimmtheit Strahlung ab, welche die Gesundheit schädigt (Art. 1 USG). Dies belegen überdies auch die zahlreichen Beschwerden der Anwohnerinnen und Anwohner von Mobilfunkanlagen. Aus alldem ergibt sich, dass mit absoluter Sicherheit (vgl. im Gegensatz dazu die oben bereits erwähnte „einigermassen reelle, plausible, auf Erfahrungswerte gestützte Wahrscheinlichkeit“) die Mobilfunkstrahlung, welche während mindestens 24 Stunden und länger die Anlagegrenzwerte überschreitet, i.S.v. Art. 1 USG lästig und gesundheitsschädlich ist. Die hier umstrittene Mobilfunkanlage darf demgemäss  zumindest solange nicht betrieben und erneuert werden bis absolut sicher ist, dass  zu keiner Zeit Grenzwertüberschreitungen auftreten können. 

Im übrigen kann man sich fragen, was die NISV-Grenzwerte überhaupt „wert“ sind, wenn sie - auch während „nur“ 24 Stunden oder länger - überschritten werden können und dürfen. Die NISV wird vom BAFU mittels QS-System ad absurdum geführt bzw. regelrecht verhöhnt. Es ist unerfindlich und inakzeptabel, dass das BAFU und die Mobilfunkbetreiberinnen künftige NISV-Grenzwertüberschreitungen zugeben bzw. sogar fordern. Die Verletzung des Vorsorgeprinzips (Art. 74 Abs. 2 BV), welches Verfassungsrang hat, ist in einem Rechtsstaat wie der Schweiz keinesfalls tolerierbar. Allfällige „Argumente“ wie „die Überschreitung der Anlagegrenzwerte bedeuten keine Gesundheitsgefährdung“ ignorieren die Tatsache, dass namentlich Elektrosensible bereits bei Werten sehr weit unter den Grenzwerten unter erheblichen körperlichen und psychischen Beschwerden leiden. Ueber den Grenzwerten wird ohne jeden Zweifel nicht nur die zunehmende Zahl von Elektrosensiblen verletzt, sondern die ganze Bevölkerung sowie die Tiere und Pflanzen. Anlagegrenzwertüberschreitungen sind nicht nur gemäss NISV rechtswidrig, sondern verstossen überdies gegen das verfassungsmässig statuierte Vorsorgeprinzip (Art. 74 Abs. 2 BV). Anlagegrenzwertüberschreitungen sind somit nicht nur NISV-widrig, sondern zudem gesetzeswidrig und verfassungswidrig  und sind als  EMRK-widrige  Menschenrechtsverletzungen zu qualifizieren. 

So oder anders kommt das Vorsorgeprinzip als Entscheidregel für den Fall der Unsicherheit zum Zuge (vgl. Rausch / Marti / Griffel, Umweltrecht, Zürich 2004, Rz. 46 ff.): Da künftig mit dem QS-System NISV-Grenzwertüberschreitungen erfolgen sollen, muss mit Bestimmtheit dem Vorsorgeprinzip Vorrang gegeben werden und ist die hier umstrittene Mobilfunkanlage keinesfalls in Betrieb zu nehmen.  

Darüber hinaus kann das Vorsorgeprinzip auch als direkt anwendbare Norm angewendet werden. In Fällen, in denen weder an eine spezifische gesetzliche Konkretisierung des Vorsorgeprinzips noch an eine andere Norm angeknüpft werden kann, stellt das Vorsorgeprinzip selbst den einschlägigen, unmittelbar anwendbaren Rechtssatz dar, der zur Beantwortung einer Rechtsfrage führt (vgl. Rausch / Marti / Griffel, Umweltrecht, Zürich 2004, Rz. 52). Wo es hingegen um Handlungsanweisungen an die Behörden geht, kommt das Legalitätsprinzip weniger streng zum Tragen, so dass durchaus Spielräume für "Durchgriffe" des Vorsorgeprinzips bestehen, auch wenn sich dies indirekt auf die Rechte und Pflichten Privater auswirkt (vgl. Rausch / Marti / Griffel, Umweltrecht, Zürich 2004, Rz. 54). So verpflichtet das Vorsorgeprinzip die Behörden beispielsweise, die potenziellen Auswirkungen einer geplanten (Mobilfunk-)Anlage und die zu treffenden Emissionsbegrenzungsmassnahmen bereits im Bewilligungszeitpunkt zu beurteilen (vgl. Bundesgerichtsurteil in URP 2002, 685 ff.). Vorliegend muss daher im Lichte des Vorgenannten zwingend in Anwendung des Vorsorgeprinzips dem QS-System die Anwendung (und Rechtmässigkeit) abgesprochen werden, da dieses selbst gegen das Vorsorgeprinzip verstösst (vgl. sinngemäss zur vorliegend zwingend notwendig direkten Anwendung des Vorsorgeprinzips auch Rausch / Marti / Griffel, Umweltrecht, Zürich 2004, Rz. 55 f.). Das QS-System darf schlichtweg nicht zur Anwendung kommen, weil es in besonderem Masse gegen das Vorsorgeprinzip verstösst.

Es ist somit vorliegend nicht ersichtlich, wie der zu Recht vom Bundesgericht und Verwaltungsgericht Zürich erhobenen Forderung nach einer Gewährleistung der Einhaltung der NISV-Grenzwerte durch objektive und bauliche Vorkehrungen nachgekommen werden soll. 

Daraus folgt, dass Ende 2006/Anfang  2007 die geplante Mobilfunkanlage auch mit einem rechtswidrigen QS-System (Verstoss gegen das Vorsorgeprinzip aufgrund möglicher NISV-Grenzwertüberschreitungen von 24 Stunden und länger) nicht bewilligungsfähig ist. 

4.
Urteil des Walliser Staatsrates vom 5. Oktober 2005 / Nichtmessbarkeit von realer UMTS-Strahlung im Betrieb / Verletzung des Vorsorgeprinzips (Art. 74 II BV)

Im leider noch nicht rechtskräftigen Urteil des Walliser Staatsrates vom 5. Oktober 2005 (ich hörte ein Verfahren beim Bundesgericht sei hängig) heisst es u.a.: „Hinzu kommt, dass eine rechnerische Prognose nicht allen Feinheiten der Ausbreitung der Strahlung Rechnung tragen kann, weshalb nach Inbetriebnahme der Anlage eine Abnahme- und Kontrollmessung durchzuführen ist, dies um so mehr, als nicht beurteilt werden kann, ob bei der UMTS-Technik Diskrepanzen zwischen den berechneten und den gemessenen Werten häufiger auftreten als bei der herkömmlichen GSM-Technik. Eine NISV-konforme Abnahme- und Kontrollmessung des realen UMTS-Signals kann aber mangels eines entsprechenden zuverlässigen Messsystems nicht durchgeführt werden. Zwar könnte eine Messung der jeweiligen UMTS-Strahlung (Signalisierungskanal) vorgenommen werden, doch bedarf es für die Messung des Signalisierungskanals bei der UMTS-Strahlung spezieller Messgeräte, die in der Lage sind, diesen Kanal aus dem ganzen UMTS-Signal herauszufiltern; solche Messgeräte befinden sich aber erst in der Erprobungsphase. Das im Sinne einer Übergangslösung von der SICTA (Swiss Information and Communications Technology Association) vorgeschlagene Messverfahren orientiert sich nur an einem schmalbandigen Ersatzsignal, was eine Messung am realen breitbandigen UMTS-Signal nicht zu ersetzen vermag. Da eine zuverlässige Messung der realen Strahlung bei UMTS-Anlagen nicht möglich ist, und demnach die zuständigen Bewilligungsbehörden nicht in der Lage sind, mit Sicherheit kontrollieren zu können, ob die einmal in Betrieb genommene UMTS-Anlage die Anlagegrenzwerte im massgebenden Betriebszustand überhaupt einzuhalten vermag, ist die entsprechende Anlage erst gar nicht zu bewilligen.“ Das Bundesamt für Messung und Akkreditierung (METAS) hat in seinem Bericht vom 10. November 2005 bestätigt (http://www.metas.ch/de/publication/docu/umts_basisstationen.pdf), dass es bei den heute erhältlichen UMTS-Geräten zu Abweichungen bis zu Faktor 4.3 (!!!) kommt. 
Überschreitungen der Anlagegrenzwerte gemäss NISV können somit nicht ausgeschlossen werden. Eine NISV-konforme Abnahme- und Kontrollmessung der realen UMTS-Strahlung im Betrieb ist nicht möglich.

Dies verstösst aus denselben Gründen gegen das Vorsorgeprinzip wie vorn unter Ziff. 2be) ausgeführt wurde. Auf die dortigen Ausführungen kann daher verwiesen werden. Es wird keinerlei sichere Gewähr geleistet, dass bei der realen UMTS-Strahlung im Betrieb die NISV-Anlagegrenzwerte nicht überschritten werden. Die umstrittene Mobilfunkanlage war und ist folglich schlichtweg nicht bewilligungsfähig. 

Beweisantrag:
2 Internet-Ausdrucke ab www.gigaherz.ch:




- UMTS-Strahlung ist offiziell gar nicht messbar (Hans-U. Jakob, 


22.2.06) (Beilage 5)



- Gemeinsame kritische Stellungnahme von Organisationen und 



Fachkräften zur Schweizer UMTS-Studie vom Juni 2006, 




Bürgerwelle Schweiz, 14./20.6.06) (Beilage 6)


Die Nichtmessbarkeit der UMTS-Strahlung ist nicht mit der Einhaltung der NISV-Grenzwerte mittels des QS-Systems zu verwechseln. Auch mit einem (rechtswidrigen) QS-System wäre die UMTS-Strahlung im Betrieb nicht genau messbar, was, wie oben dargelegt, namentlich gegen das Vorsorgeprinzip gem. Art. 74 Abs. 2 BV (in dubio pro securitate) verstösst.

5.
Wertverluste bei Immobilen und Grundstücken / Urteil Bundesgerichtshof V ZB 17/06 vom 30. März 2006 / Verletzung der Eigentumsgarantie (Art. 26 BV)

Die geplante Mobilfunkanlage führt offensichtlich zu Wertverlusten bei den umliegenden Liegenschaften. Dies verletzt zweifellos die Eigentumsgarantie (Art. 26 BV).

Dies bestätigt nun der Bundesgerichtshof in seinem Entscheid V ZB 17/06 vom 30. März 2006 in der Erwägung 23:

„Während der Berechtigte bei Errichtung mehrerer Anlagen höhere Mieteinnahmen von den Mobilfunkbetreibern erzielen wird, kann dies bei den Wohnungen der anderen Eigentümer zu einem gravierenden Wertverlust führen (vgl. Kniep, WuM 2002, 598, 600; Bobka, RDM-Informationsdienst für Sachverständige 2003, 10, 16).“

Es gibt keine sachlichen, ernsthaften und vernünftigen Gründe, um von der Rechtsauffassung des BGH abzuweichen (http://www.kombas.ch/downloads/bghvzb17061.pdf).

Die Verletzung der Eigentumsgarantie (Art. 26 BV) ergibt sich aus folgendem Grund: Das Erstellen von Mobilfunkanlagen stellt eine Bundesaufgabe i.S.v. Art. 2 NHG dar, was zur Anwendbarkeit von Art. 3 NHG führt (BGE 1A.6/2005). Folglich ist der Bau einer Mobilfunkanlage faktisch als staatlicher Eingriff (Bundesaufgabe) zu qualifizieren. Dies gibt Raum für die Anwendung bzw. Beachtung von Art. 26 BV.


6.
Integrierte Aeusserungen meiner Klientschaft 


Im weiteren gebe ich im folgenden die vollumfänglich in diese Replik integrierten Aeusserungen meiner Klientschaft wieder, weil sie sich aufgrund ihrer weit besseren örtlichen Kenntnisse insoweit zweifellos treffender auszudrücken vermag als ich. 

Zur Stellungnahme des BAFU

Zu Ziffer 3

Zusatzblatt 2: 
Gemäss Seite 5 / Standortdatenblatt bei Baueingabe wird von der 
Beschwerdegegnerin 1 schriftlich bestätigt: Die anlageverantwortliche Firma erklärt, dass die Angaben in diesem Standortdatenblatt und den Beilagen vollständig und korrekt sind. Dies ist eindeutig falsch.




Wir schliessen uns der korrekten und unabhängigen Feststellung des 

BAFU an, dass das Bundesgericht über diese Sache bereits mehrfach 

entschieden hat. Dass trotz rechtlich einwandfreier Vorschriften von 

Spezialisten immer noch unvollständige und/oder unkorrekte 


Standortdatenblätter für Baugesuche eingereicht werden, ist eine 


Missachtung von klaren Richtlinien und grenzt an grobe Schlamperei.  

OMEN 2:

Das Flachdach des Standortgebäudes ist nicht kompakt und wird 

unterbrochen von 2 Fenstern, 1 Türe sowie mehreren 


Ablaufschächten. 

Direkt unter dem Flachdach befinden sich unter anderem Büroräume eines Architekturbüros, dessen Inhaber ebenfalls zu den Rekurrenten gehört.


Beilagen: 

Plan CADG ZH376-1 PA 01 B mit eingezeichneten Unterbrechungen und 
Büros

Plan CADAG ZH376-1 PA 02 A mit eingezeichneten Unterbrechungen und 
Büros

Fotos Nr. 1 - 4

Parzelle 971
Die NISV verlangt zwingend die Berechnung der drei am höchsten 
belasteten OMEN, was im vorliegenden Fall ganz klar nicht erfolgte. Einer der drei höchstbelasteten OMEN ist zweifelsfrei auf der unüberbauten Parzelle 971, welche von einem der drei Hauptstrahlen durchschnitten wird.

Fast unglaublich erscheint es den Beschwerdeführern, dass gerade bei 
einer so einfach zu prüfenden Sachlage weder die Bauspezialisten diesen krassen Fehler erkannt, noch die vorinstanzlichen Gerichte diesen Umstand aufgrund der Beschwerde einer gründlichen Prüfung unterzogen haben. Es muss angenommen werden, dass bei den vielen Tausend bereits installierten Antennen nachgeprüft werden müsste, ob OMEN auf angrenzenden, unüberbauten Parzellen schlicht "vergessen" wurden, und weil keine Beschwerde eingereicht wurde, jetzt mit einer rechtswidrigen Grenzwertüberschreitung "leben müssen".

Die Parzelle liegt seit jeher in der Bauzone W2. Laut Bauzone W2 (2 
Vollgeschosse plus 1 Dachgeschoss), Baureglement der Gemeinde Lindau, ist eine max. Gebäudehöhe von 7,5 m, d.h. vom gewachsenen Grund bis zum Schnittpunkt Oberkante zweites Vollgeschoss mit der Dachschrägung, erlaubt. Ein Ausbau des Dachgeschosses zu Wohn-, Schlaf- oder Arbeitsräumen ist die Regel. Zu beachten ist auch, dass das Gelände ab Antennen-Standortgebäude ansteigt, weshalb bereits der gewachsene Grund des am stärksten betroffenen Geländes ca. 6 m höher liegt als die Strasse beim Antennenstandortgebäude (von 515 m.ü.M auf 521 m.ü.M, Angaben gemäss

Auskunft des zuständigen Vermessungsbüros Winkler+Partner, Effretikon). Dementsprechend werden sich bei einer Neuüberbauung OMEN mit Sicherheit 10 m über Boden befinden.

Beilage: 

Kopie Seite 8 Bauregelement der Gemeinde Lindau

Foto Nr. 5 (Parzelle 971 ab Standortgebäude)

Foto Nr. 6 (möglicher Wohnhausbau am Beispiel eines 



Nachbargebäudes in  identischer Bauzone)

Zu Ziffer 6



Die Beschwerdeführer rügen, dass weder vom Kant. Verwaltungsgericht noch von der Beschwerdegegnerin 1 auf die sehr detaillierten, praktischen Ausführungen eines renommierten Architekten und Baubiologen aus unserer Beschwerdeschrift eingegangen oder diese wiederlegt wurden. Des weiteren ist die Nicht-Messbarkeit von UMTS-Immissionen in einem Walliser Verfahren noch hängig. Eine max. Streuung der Messresultate +/-10% ist festzulegen.



Zu Ziffer 7


Mobilfunk-Basisstationen verursachen nachweislich Beschwerden und schädigen die Gesundheit. Nachstehend eine Zusammenstellung der wissenschaftlichen Studien, welche die Beschwerden belegen:

Cherry N. (2000): Probable Health Effects Associated with Base Stations in Communities: The Need for Health Surveys; In: Proceedings of “International Conference on Cell Tower Siting – Linking Science & Public Health”, 7th – 8th June 2000, Salzburg, Austria.

Eger, H., Hagen, K.U., Lucas, B., Vogel, P., Voit, H. (2004): Einfluss der räumlichen Nähe von Mobilfunksendeanlagen auf die Krebsinzidenz; Umwelt Medizin Gesellschaft 17,  4/2004

Hutter, H-P., Moshammer,H., Wallner, P., Kundi, K. (2006): Subjective symptoms, sleeping problems, and cognitive performance in subjects living near mobile phone base stations; in: Occupational and Environmental Medicine 2006;63:307-313.

Navarro E.A.; Segura J.; Portolés M.; Gómez-Perretta de Mateo C. (2003): The Microwave Syndrome: A Preliminary Study in Spain; in: Electromagnetic Biology and Medicine (formerly Electro- and Magnetobiology), Volume 22, Issue 2,; 161-169 

Oberfeld G.; Navarro E.A.; Portolés M.; Maestu C.; Gómez-Perretta de Mateo C. (2004): The Microwave Syndrom – further Aspects of a Spanish Study; prepared for the 3rd Int’l Workshop on Biolog. Effects of EMFs, 4. - 8. October 2004, Kos, Greece 

Oberfeld, G. (2005): Strahlung von Mobilfunksendeanlagen beeinflusst Gehirnströme; Salzburger Landeskorrespondenz, 27. April 2005 (Publikation in Vorbereitung)

Santini, R.; Santini, P.; Danze, J.M.; Le Ruz, P.; Seigne, M. (2002): Study of the health of people living in the vicinity of mobile phone base stations: 1st Influence of distance and sex; Pathol Biol; 50; 369-373

Wolf, R., Wolf, D., (2004): Increased Incidence of Cancer near a Cell-Phone Transmitter Station; International Journal of Cancer Prevention Vol 1, No.2, April 2004

Diese Studien können auf Verlangen nachgereicht werden. Die neueste Studie von Hutter et al. (2006) ist als englische Originalpublikation beigelegt ebenso eine deutsche Zusammenfassung und Erläuterung dazu.

Das Bundesgericht stützt sich in sämtlichen einschlägigen Urteilen bisher ausschliesslich auf die BUWAL-Schrift Nr. 162 (2003) und deren Nachtrag (2004). Darin werden diese Studien durchwegs ignoriert bzw. waren beim Verfassen von Schrift und Nachtrag noch nicht publiziert. Das Bundesgericht urteilt demnach aufgrund selektiv zustande gekommener und sachlich völlig unzureichender Grundlage.

Ignoriert wird ausserdem völlig die mittlerweile überwältigende Praxiserfahrung mit den Auswirkungen der gepulsten elektromagnetischen Strahlung, wozu die GSM- und UMTS-Strahlung gehört. Diese Praxiserfahrung muss jedoch gemäss USG Artikel 14 zwingend mit einbezogen werden oder ist dem Stand der Wissenschaft sogar gleichwertig. 

Dem universitären Wissenschaftsbetrieb, auf den sich vor allem die Exekutive als Verordnungsgeber stützt, sind auf Grund der zumindest teilweisen, oft sogar vollständigen Finanzierung der Forschung durch die Industrie eine ausreichende Unvoreingenommenheit und damit die von ihm zu erwartende Objektivität abzusprechen. Eine Untersuchung der Universität Bern vom September 2006, in welcher systematisch Studien zur Auswirkung von Mobilfunkstrahlung analysiert wurden, kam zum selben Schluss. Dasjenige, was gemeinhin als „Wissenschaft“ bezeichnet wird, aber in Wirklichkeit der die öffentliche Meinung beherrschende universitäre Wissenschaftsbetrieb ist, muss zu einem grossen Teil als – offen oder versteckt – wirtschaftlich interessengebunden bewertet werden. 

Die Praxiserfahrung ist zum Beispiel niedergelegt in den „VDB-Richtlinien“ des Berufsverbandes Deutscher Baubiologen VDB e.V., konkret in den Richtwerten von Band I, Teil III, „Standard der baubiologischen Messtechnik SBM-2003“. Daraus ergibt sich, dass Unbedenklichkeit für empfindliche Personen (die gemäss USG Art.13 Abs.2 ausdrücklich berücksichtigt werden müssen), erst bei einem Tausendstel des Schweizer Anlagegrenzwertes beginnt.

Zur erwähnten Schweizer Studie, welche nichts über Langzeitwirkung aussagt, möchten wir auf beiliegende kritische Stellungnahmen verweisen.

Beilagen: 

Hutter-Studie 2006 (Wien/Kärnten)

Gemeinsame kritische Stellungnahme von Organisationen und Fachkräften zur Schweizer UMTS-Studie vom Juni 2006

Stellungnahme von Hrn. Prof. Frentzel-Beyme

Kopie Artikel NZZ 22.09.2006 Studie der Universität Bern

Zu Stellungnahme der Beschwerdegegnerin 1 datiert 10. Mai 2006

Die Ausführungen der Beschwerdegegnerin 1 werden vollumfänglich bestritten, soweit sie nachfolgend von den Beschwerdeführern nicht ausdrücklich anerkannt werden. Zwecks einer effizienten Bearbeitung beschränken sich die Beschwerdegegner auf die nachfolgenden Ausführungen und Unterlagen, und verweisen gleichzeitig auf die vorgängigen Rechtsschriften sowie die vorstehenden Stellungnahmen zum Schreiben des BAFU.

Zu Begründung Beschwerdegegnerin 1/Formelles/5./Augenschein

Zu "Begründung"/Zu Ziffer 57 und 58/59.


Dass es sich hierbei um unklare Verhältnisse handelt, zeigt die Tatsache, dass für eine unüberbaute, praktisch angrenzende, nicht übersehbare und zu den drei höchstbelasteten OMEN gehörende Parzelle (Parzelle 971) im Baugesuch, entgegen den eindeutigen Vorschriften der NISV, weder Erwähnung fand noch eine OMEN-Berechnung erfolgte. Ein Augenschein, der durch die Beschwerdeführer bereits bei allen früheren Instanzen beantragt, jedoch verweigert wurde, hätte dies, unter anderem, bereits viel früher klarstellen können; dies hätte eine erhebliche Kostenminderung zur Folge gehabt.

Zu "Begründung"/Zu Ziffer 1


Um die Berücksichtigung der von den Beschwerdeführern nachgereichten Unterlagen (direkte Eingabe vom 18. April 2006) ins Verfahren sicherzustellen, erlauben wir uns hiermit nochmals Kopien der Korrespondenz des Vermieters mit der Beschwerdegegnerin 1 beizufügen, welche belegen, dass sich der Vermieter mehrfach für eine Kündigung des Mietvertrages eingesetzt hat.

Ausdrücklich bestreiten die Beschwerdeführer die hier geäusserte Unterstellung der Beschwerdegegnerin 1, dass auch die Beschwerdeführer den Anlagegrenzwert von 5 V/m als eingehalten anerkennen.

Beilagen: 

Kopien Korrespondenz Vermieter/Beschwerdegegnerin 1

Zu "Begründung"/Zu Ziffer 6/12. und Ziffer 8/19.


Hier sei der Vollständigkeit halber nochmals erwähnt, dass gemäss der OMEN der Parzelle 971, einer der am höchsten belasteten OMEN, gänzlich fehlt, sowie OMEN 3, 7 und 10 gemäss Standortdatenblatt in falscher Höhe angesetzt sind. 

Beiliegend als Beispiel Foto von OMEN Nr. 10, gesetzt 2,5 m ab Boden, womit der OMEN im Hochparterre-Bürogeschoss liegt. Höher belastet wird aber die Wohnung auf dem Flachdach, weil sie sich näher am Antennenstrahl befindet. Korrekter OMEN müsste mind. 5,5 m über Boden berechnet werden.

Beilage: 

Foto Nr. 7 

Zu "Begründung"/Zu Ziffer 6/13. sowie zu Ziffer 55 und 56/55.


Zur Berechnung sind die gemäss technischer Spezifikation der projektierten Antennen die max. möglichen Neigungswinkel sowie die max. möglichen Sendestärken in der Berechnung zu berücksichtigen. (Entscheid 1A.118/2005BGR sowie Entscheid des Kant. Verwaltungsgerichtes Zürich VB.2006.00001 Absatz 3.3). 

Zum vom BAFU und von den Mobilfunkbetreibern vorgeschlagenen Qualitäts-Sicherungssystem, wäre laut Detailkonzept eine Erstzertifizierung durch die Firma SGS Switzerland sowie Stichprobenkontrollen durch die kantonalen Vollzugsbehörden vorgesehen. Da die Zertifizierung durch die Mobilfunkbetreiber finanziert wird, würde hier erneut das Dilemma entstehen, dass der Prüfer zum Prüfenden durch sein Honorar in wirtschaftlicher Abhängigkeit steht. Vergleiche auch hier die neue Studie der Universität Bern, welche aufzeigt, dass Studienresultate durch die Finanzierung beeinflusst werden.

Zur periodischen Kontrolle möchten wir erwähnen, dass in der Schweiz ca. 26000 Antennenstandorte mit durchschnittlich 6 Antennenpanels mit je 4 Eingängen à 2 Parameter in Betrieb sind. Dies würde eine Anzahl von 26000x6x4x2 = 1'248'000 regelmässig zu überprüfenden Datenpunkten ergeben. Um diese bewältigen zu können, müssten schätzungsweise 130 Fachpersonen in der kantonalen Vollzugsbehörde bereitstehen. Wir sprechen uns ganz klar dagegen aus, dass Schweizer Steuerzahler und Steuerzahlerinnen für derartige Kosten aufkommen sollen.

Ebenfalls in Betracht zu ziehen ist die zur Zeit übliche Praxis des BAKOM betr. Kontrolle der Mobilfunkbetreiber. z.B. sollte die auf der Internetseite des BAKOM aufgeschaltete Karte die Antennenstandorte und deren Sendestärke aktualisiert aufzeigen. Die beiden beiliegenden Kopien des selben Kartenausschnitts im Abstand von 8 Monaten zeigt:

a) eine Antenne, welche weder installiert noch bewilligt, noch ein Baugesuch hängig ist (rot markiert)

b) für ein- und dieselbe bestehende Antenne an verschiedenen Tagen verschiedene Sendestärken (gelb markiert)

Auf Nachfrage betr. dieser Diskrepanzen erhielten die Beschwerdeführer folgende Auskünfte:

wie folgt: 

Zur GSM-Basisstation am Standort 695308/256241 wurde, durch einen Fehler bei der Aufbereitung der Daten beim Netzbetreiber, ein vorerst geplanter, noch nicht bewilligter Standort in die Betriebsdatenbank des BAKOM übernommen (Anmerkung: mit Sendestärke Mittel). Siehe Kopie des Mitteilungsschreiben des Bauamtes der Gemeinde Lindau.

Hr. Urs Thomy vom BAKOM beantwortete einen Telefonanruf am 13. September 2006

Das BAKOM erhalte die Angaben von den Mobilfunkbetreibern und stelle die Informationen ungeprüft ins Netz. Und die Mobilfunkbetreiber "schrauben oft  an den Antennen herum", deshalb ändere Sendestärke. Die Angaben über Sendestärke übernehme das BAKOM auch ungeprüft.

Das Verwaltungsgericht des Kanton Thurgau hat inzwischen einen Umsetzungsbericht der Firma Sunrise betreffend Qualitätssicherungs-System erhalten, welcher mitteilt "es ist demnach schon jetzt mit einer Verspätung von mindestens 7 Monaten zu rechnen, falls man das ganze System überhaupt als taugliches Mittel anerkennen möchte". Deshalb ist im Sinne der Rechtssicherheit und zum Schutz der betroffenen Bevölkerung unbedingt auf eine strikte, neutrale und kontrollierbare Umsetzung des Bundesgerichtsurteils zu beharren.  

Die Beschwerdeführer beantragen weiter, dass neu zu beurteilende Mobilfunkantennen nicht vor Aufschaltung und in Betriebnahme des QS-Systems in Betrieb genommen werden dürfen, auch nicht für Testzwecke.

Beilage: 

Kopie VB.2006.00001

Kopie Ausdruck BAKOM Karte vom 28.12.2005

Kopie Ausdruck BAKOM Karte vom 24.08.2006

Kopie Schreiben des Bauamtes der Gemeinde Lindau vom 13. September 2006

Zu "Begründung"/Zu Ziffer 7/17. und 18. und 21.


Die krasse Rechtsungleichheit zwischen Besitzern von unüberbauten Parzellen und Besitzern von unternutzten Parzellen ist hier aufzuheben. Die Rechtssprechung ist anzupassen an den Umstand, dass eine unternutzte Wohnhaus-Parzelle nicht vergleichbar ist mit einer unternutzten Gewerbeparzelle. Bei einem Wohnhaus (z.B. Einfamilienhaus) ist eher von einem länger bestehenden Bestand auszugehen; die Gebäude-Konstruktion wird vom Besitzer in den allermeisten Fällen nicht für Ausbau, z.B. Aufstockung, ausgelegt. Ein derartiger Ausbau ist in der Folge mit grösserem Aufwand verbunden. 

Im Gegensatz dazu wird ein Gewerbegebäude, welches die erlaubten Baumasse der Parzelle nicht ausnützt, im Regelfall durch den Bauherrn/Architekten so projektiert und ausgeführt, dass der Ausbau mit geringem Aufwand erfolgen kann. Gerade die gewerbliche Nutzung mit Arbeitsplätzen/Büros kann in der heutigen volatilen Wirtschaftslage innert kurzer Zeit einen Ausbau zur Unterbringung von neuen Arbeitsplätzen erfordern. 

Als nicht unerheblich soll auch dem Umstand Rechnung getragen werden, dass der Eigentümer der unternutzten Parzelle, sowie allenfalls der Steuerzahler via die Baubehörden, bei einem späteren Ausbau die Kosten für die kompliziertere Baubewilligung mit allen technischen Abklärungen zu tragen hat.

Das hier betroffene Gebäude steht in minimalstem Abstand zum Antennnen-Standortgebäude, in der Bauzone G3. Gemäss Lindauer Baureglement sind max. Baumasse von m3 pro m2 Fläche zulässig. Die Parzelle weist gemäss Grundbuchamt Illnau eine Grundfläche von 1262 m2 auf; demzufolge ist ein Gebäudevolumen von 5048 m3 zulässig. Das bestehende Gebäude weist ein Volumen von nur 2821 m3 auf. Die Parzelle ist lediglich zu knapp 56 % ausgeschöpft, und somit deutlich unternutzt. Der Gewerbebau ist betreffend Tragekonstruktion, Dachform (Flachdach), sowie Raumeinteilung so angelegt, dass ein Ausbau auf max. Parzellenausnutzung ohne weiteres erfolgen kann. Siehe beiliegendes Foto, welches das einfach aufzustockende Flachdach zeigt.

Der Entscheid 1A.194/2001 vom 10. September 2002 a.a.O., E. 2.1.4 zu Art. 3 Abs. 3 NSIV ist hier nicht anzuwenden. Vielmehr ist darauf abzustellen, dass vom gesetzlichen Regelfall abweichend eine stark unternutzte Gewerbeparzelle anders beurteilt werden muss.

Beilage: 

Kopie Seite 9 aus Baureglement der Gemeinde Lindau

Foto Nr. 8

Die Aussage der vermeintlich versierten Beschwerdegegnerin 1, die unüberbauten Parzellen 971 und 961 Zitat "rein aus einer physikalischen Betrachtung (die elektromagnetische Feldstärke nimmt mit zunehmender Distanz zur Mobilfunkantenne stark ab)", ist hier gänzlich falsch. Da das Gelände stark ansteigt, geraten diese Parzellen viel näher an den Hauptkegel, was nach übereinstimmender Meinung aller Fachleute in einer höheren Strahlenbelastung resultiert. Auch in diesem Punkt wurde von der Beschwerdegegnerin 1 sowie von den Vorinstanzen von einem allgemeinen, theoretischen Fall ausgegangen, anstelle sich mit den tatsächlichen Gegebenheiten dieser Beschwerde zu befassen.

Beilage: 

Kopie Seite 42 aus der Publikation des BUWAL "Elektrosmog in der Umwelt", 2005.

Zu "Begründung"/Zu Ziffer 12/25.


Zu den Fehlern in den Stellungnahmen der Beschwerdegegnerin 1 gesellt sich hier die "Gemeinde Regensdorf". Die Gemeinde Regensdorf ist in diesem Verfahren in keiner Art und Weise betroffen oder involviert.

Zu "Begründung"/Zu Ziffer 13/26. 


Laut Baubewilligung in casu der Gemeinde Lindau vom 11./18. Dezember 2003, gemäss den weiteren baurechtliche Auflagen, ist die Antennenanlage mit der niedrigsten Sendeleistung zu betreiben, die für die Erfüllung des vorgesehene Zweckes notwendig ist. Dies hat die Beschwerdegegnerin 1 nie angefochten.

Zu "Begründung"/Zu Ziffer 38 bis 52/49.-52.


Wir verweisen auf unsere vorstehenden Ausführungen zur Stellungnahme BAFU, Ziffer 6.

Zu "Begründung"/Zu Ziffer 55 und 56/55.


Vgl. Ausführungen zur Stellungnahme BAFU, zu Ziffer 3.

Zu "Begründung"/Zu Ziffer 57 und 58/57.


Vgl. Ausführungen zur Stellungnahme BAFU.

Zu C. Zur Beschwerdeergänzung/Zu Ziffer 2/63.


Falsche/fehlende Angaben und Berechnungen im Standortdatenblatt wurden durch die Beschwerdeführer durch alle Instanzen gerügt. Die Richtlinien der NISV sind auf jeden Fall einzuhalten. Eine Antennenanlage, welche eine Überschreitung des Grenzwertes bei OMEN 2 aufgrund nicht-kompakter Betondecke verursacht, ist nicht bewilligungsfähig.


Zur Stellungnahme der Beschwerdegegnerin 1 vom 4. September 2006

Zu    BO: Standortdatenblatt vom 1. September 2006:

a) Wer hat dieses Standortdatenblatt ausgefüllt? Weder ist das entsprechende Feld der Seite 1, noch ist Seite 2 vollständig ausgefüllt. Seite 3 weist weder Unterschrift noch Firmenstempel auf, somit ist nicht bestätigt, dass das neu eingereichte Dokument vollständig und korrekt ist.

b) Seite 3: Die anlagenverantwortliche Firma mutiert auf Seite 3 von TDC Switzerland zu Sunrise, ebenfalls geändert hat die Anschrift. Welche Firma ist rechtlich zuständig, welche Rechtsform steht hinter  "Sunrise"?

c) Seite 4: Es wurden nicht die 3 am höchsten belasteten OMEN berechnet; nach wie vor fehlt eine OMEN Berechnung für den OMEN im Neubauquartier, wo mit einer Grenzwertüberschreitung gerechnet werden muss.

d) Es wurden ca. 190 Angaben in den OMEN-Berechnungen geändert. Dieses Standortdatenblatt entspricht in keiner Weise mehr demjenigen, welches für die Baubewilligung eingereicht wurde. Dieses Standortdatenblatt muss von den Fachinstanzen und von unabhänigen Fachleuten neu überprüft werden. Aus diesem Grund beantragen die Rekurrenten, dass die umstrittene Baubewilligung aufzuheben und die Antenne neu auszuschreiben ist. Ein erneutes Baugesuch ist durch die Beschwerdegegnerin 1 einzureichen. Die Beschwerdeführer weisen darauf hin, dass die Beschwerdegegnerin 1 beim ursprünglichen Standortdatenblatt die Angaben als korrekt und  vollständig bestätigt hat. Warum wurden nun soviel Änderungen angebracht?

Zur Begründung obigen Begehrens nachfolgend nur einige Beispiele, weitere könnten nach weiterer  Überprüfung mitgeteilt werden:

Seite 8: Für die Laufnummer 8, Antenne A01 sind mechanischer und elektrischer Neigungswinkel nicht separat ausgewiesen, obwohl dies durch ein Bundesgerichtsurteil gefordert ist.

Seite 9: Höhe des OKA über Boden: 0 m Dies kann nicht stimmen, ist doch der Antennen-Standort auf dem Dach eines Gebäudes von ca. 13 m Höhe geplant.

Seite 11: Höhe des OMEN über Boden neu 12.7 m anstelle von 14.2 m. Die Gebäudehöhe und die Lage der Wohnung hat sich in der Zwischenzeit nicht geändert. Da sich diese Wohnung (Mieter mit schulpflichtigen Kindern) in unmittelbarer Nähe der geplanten Antennenanlage befindet, sich die schulpflichtigen Kinder zum Spielen häufig auf dem zur Terrasse umfunktionierten Flachdach aufhalten und damit ungehindert bis zum Antennenmasten gelangen könnten, ist dieser OMEN bei einer erneuten Baugesuchseingabe genau zu prüfen. Zu diesem OMEN bestehen übrigens bis jetzt 3 verschiedene Berechnungen, Kopien sind beigefügt.

Seite 14: Zu Laufnr. 3 / A03 sind alle Angaben betr. vertikalem und horizontalem Abstand, Abstrahlungswinkel etc. identisch zum ursprünglichen Standortdatenblatt aus dem Jahr 2003. Jedoch sind die Angaben zur Richtungsabschwächung verändert; heisst dies nun, dass alle OMEN falsche Richtungsabschwächungs-Angaben, welche einen grossen Einfluss auf die rechnerische Strahlungsbelastung haben, enthalten können? Werden die Angaben zur Richtungsabschwächung nach Gutdünken eingesetzt? 

Die Elektrische Feldstärke für diesen OMEN beträgt neu mehr als 40% mehr als auf dem ursprünglichen Standortdatenblatt. Kann dies auch beim OMEN auf Seite 17, der bereits den Grenzwert zu 99% ausschöpft, zutreffen?

Die Angaben für die Richtungsabschwächung vertikal wurden von der Beschwerdegegnerin 1 bei mehreren OMEN markant verändert, was eine erhebliche Änderung in der Strahlenbelastung zur Folge haben kann. Die angegebenen Werte müssten durch eine neutrale Fachstelle neu überprüft werden. Als Beispiele sind hier nur die OMEN 03 und 04 auf Seiten 11 und 12 erwähnt, welche trotz markant geänderter Richtungsabschwächung vertikal keine Veränderung in der elektrischen Feldstärke aufweisen, hingegen bei OMEN 06 auf Seite 14 resultiert eine um mehr als 40% höhere elektrischen Feldstärke (=Strahlenbelastung).

Seite 17: Auch beim am OMEN, dessen Belastung bisher 99% des Grenzwertes liegt, wurden Veränderungen gemacht. Dies ist unbedingt durch eine neutrale Fachstelle zu überprüfen.

Zusammengefasst ist hier festzustellen, dass in diesem Standortdatenblatt vom 1. September 2006  grosse Änderungen durch die Beschwerdegegnerin 1 angebracht wurden, welche eine gründliche Prüfung erfordern. Alle Angaben des Standortdatenblattes sind von Grund auf neu zu überprüfen, in Bezug auf Höhe, Abstand und Lage der OMEN, angegebene Abstrahlwinkel, Dämpfungsangaben, Bauweise der Gebäudehüllen etc. Im Rahmen eines neuen Baugesuchs könnte dies wie üblich von den zuständigen Fachstellen durchgeführt werden. Mit Verweis auf die vielen Fehler und Änderungen der bisherigen Standortdatenblätter beantragen die Beschwerdeführer, welche nicht über detaillierte Fachkenntnisse verfügen, dass das neue Baugesuch auch einer neutralen, anerkannten Fachperson ihrer Wahl zur Prüfung vorgelegt werden kann, unter Kostenfolge für den Baugesuchssteller. 

Beilage:

Standortdatenblatt vom 1. September 2006, Abweichungen vom ursprünglichen Standortdatenblatt sind markiert.

Kopien 3 versch. Datenblätter zu OMEN 03

Für Ihre Bemühungen im Interesse der zahlreichen Beschwerdeführer danke ich Ihnen vielmals.  

Mit vorzüglicher Hochachtung



RA lic. iur. Tim Walker 

PS: Die Akten sowie die Beilagen zur Replik sowie die Doppel dieser Replik werden mit separater Paketpost und/oder Briefpost versandt. 
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